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Protokoll 1. Gemeinderatssitzung am 24.03.2022 
 
BGM Walter Reinthaler eröffnet die Sitzung des Gemeinderates um 19:30 Uhr und 
begrüßt die anwesenden Mitglieder des Gemeinderates sowie 2 Bürger, die allerdings 
schon vor Eintritt in die TO aufgrund der Absetzung von TOP 15 die Sitzung verlassen. 
 
Ich stelle fest, dass 
 

- die Niederschrift über die konstituierende Sitzung des Gemeinderates vom 16.12.2021 
bis zur heutigen Sitzung während der Amtsstunden aufgelegen ist, während der 
Sitzung noch aufliegt und gegen diese Niederschrift bis zum Sitzungsschluss 
Einwendungen eingebracht werden können, andernfalls das Protokoll als 
angenommen betrachtet wird. 

 Weiters stelle ich fest, dass die Beschlussfähigkeit gegeben ist. 
 

- Ich verweise als Vorsitzender auf § 64 der OÖ Gemeindeordnung, wonach Mitglieder 
des Gemeinderates ihre Befangenheit selbst wahrzunehmen und dies am Beginn der 
Beratung des TOP zu erklären haben. 

 

- Weiters wird auf die Bestimmungen der aktuellen COVID-Verordnung hingewiesen. 
 
Abänderung der Tagesordnung: 
 
( ) Geheime Beratung 
Ich stelle den Antrag, diesen TOP gem. § 53 Abs. 2 unter Ausschluss der Öffentlichkeit 
in geheimer Sitzung im Anschluss an diese Sitzung zu beraten. 

 (Antrag BGM oder mindestens 3 GMR und Beschluss des GMR) 
 

(x ) Änderung der Tagesordnung: 
Der TOP 7 wird gem. § 46 Abs 4 OÖ GmdO. vor Eintritt in die Tagesordnung von dieser 
abgesetzt. 
 
Der TOP 15 wird gem. § 46 Abs 4 OÖ GmdO. vor Eintritt in die Tagesordnung von dieser 
abgesetzt. 
 
 
( ) Dringlichkeitsanträge: 
Es wurden keine Dringlichkeitsanträge eingebracht,  
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Felix Ecker wird von BGM Walter Reinthaler als Gemeinderat angelobt. 
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1) Bürgerfragestunde 
Es sind keine Bürger bei Eintritt in den TOP anwesend. 
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2) Prüfbericht Prüfungsausschuss 
 
Ich ersuche die Vorsitzende des Prüfungsausschusses, Frau Silvia Bachmaier um ihren 
Bericht der Prüfungsausschusssitzung vom 3.März 2022. 
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Beratung:  
Es gibt keine Wortmeldungen der Gemeinderäte. 
 
 
Beschluss: 
 
Antrag:  Mein Antrag lautet, den Bericht des Prüfungsausschusses über 

 dessen Sitzung vom 3.3.2022 zur Kenntnis zu nehmen und dazu 
 um ein Handzeichen. 

 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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3) Rechnungsabschluss 2021 
 
 
a. Rechnungsabschluss 2021 
 
Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit: 
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Haushaltsrücklagen: 
 

 
Die Haushaltsrücklagen konnten gegenüber dem Vorjahr um EUR 229.88,24 auf 
insgesamt EUR 540.589,13 erhöht werden. 
 
 
Nachweis der liquiden Mittel: 
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Finanzschulden: 
 

 
 
Es wurden EUR 302.957,54 an Tilgungen getätigt. Darin enthalten ist eine Sondertilgung 
von EUR 200.000 (Neubau Amtsgebäude). An Zinsen wurden EUR 13.062,83 bezahlt. 
Schuldendienstersätze (KPC-Förderungen) erhielt die Gemeinde EUR 16.240,13. Somit 
wurden für den Schuldendienst EUR 99.780,24 (ohne Sondertilgung) aufgewendet. Daher 
hat die Gemeinde derzeit einen Schuldenstand von rund EUR 1.131.197,61. Damit hat die 
Gemeinde eine der geringsten Schuldenquoten (unter EUR 1.000 pro Einwohner) im 
Bezirk bzw. Land Oberösterreich. Im Verhältnis mit der Finanzkraft gehört die Gemeinde 
vermutlich sogar zu den Top 20 Gemeinden in Oberösterreich. 
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Nachweis der Investitionstätigkeit (Vorhaben): 
 
Um einen genaueren Überblick über die Vorhaben zu erhalten ist im Rechnungsabschluss 
2021 der Nachweis der Investitionstätigkeit zu empfehlen. 
Die Überschüsse oder Abgänge werden hier kurz aufgelistet. 
 
 
Amtsgebäude Neubau EUR 0,00 
FF Einsatzbekleidung Neu EUR 0,00 
Schutzwasserbau Ort EUR 0,00 
Grundkauf Zahrer Gelände EUR 0,00 
OÖ Entlastungspaket EUR 0,00 
Schutzwasserbau Osternach EUR  + 16.300,00 
Kommunalfahrzeug klein EUR 0,00 
Feuerwehrhaus Ort Umbau/Sanierung EUR 0,00 
Straßenbau ab 2020 EUR  + 18.582,85 
Brunnensuche Hochbehälter WVA BA04 EUR  + 53.021,88 
Kanalsanierung BA09 EUR  + 29.004,39 
WEV 2019 bi 2030 EUR 0,00 
Gesamt EUR  + 116.909,12 
 
 
Bei den Vorhaben besteht am 31.12.2021 ein Überschuss von EUR 116.909,12 Euro 
 
 
Beratung: 
Keine Wortmeldungen der GR. 
 
 
Beschluss: 
 
Antrag:  Ich stelle den Antrag, dem soeben zur Kenntnis gebrachten 

 Rechnungsabschluss 2021 die Zustimmung zu erteilen und 
 ersuche dazu um ein Handzeichen. 

 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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4. Eröffnungsbilanz Korrektur 
 

 
 
Im Zuge von Gesprächen mit der ISG hat sich herausgestellt, dass die Gemeinde Ort 
Genossenschaftsanteile in Wert von EUR 100.879,84 besitzt. Daher gehört die 
Eröffnungsbilanz geändert. 
 
Beratung: 
AL Mittmannsgruber schildert, dass die Gemeinde bei der Suche nach einer Wohnung für 
das Kindernest bei der ISG, herausgefunden hat, dass sie Genossenschaftsanteile in der 
Höhe von EUR 100.879,84 besitzt. 
 
 
Beschluss: 
 
Antrag:  Ich stelle den Antrag, der soeben zur Kenntnis Korrektur der 
 Eröffnungsbilanz 2021 die Zustimmung zu erteilen und ersuche 
 dazu um ein Handzeichen. 
 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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5. Gesamtüberarbeitung Abänderungen Flächenwidmungsplan 
 
Mit Schreiben vom 23.02.2022 der Raumordnungsabteilung beim Land OÖ wurden der 
Gemeinde Versagungsgründe für die Gesamtüberarbeitung des Flächenwidmungsplanes 
mitgeteilt. Nach Überarbeitung und Überprüfung der angeführten Gründe wurde eine 
Stellungnahme verfasst und wird dem Gemeinderat vollinhaltlich mittels Beamer zur 
Kenntnis gebracht: 
 

 

 

An das 

Amt der OÖ Landesregierung 

Abt. Raumordnung 

Bahnhofplatz 1 

4021 Linz 

 

 

 

 

        Ort im Innkreis, 24. März 2022 

 

 

 

 

Flächenwidmungsplan-Gesamtüberarbeitung Gemeinde Ort i. I. 

Stellungnahme zur Mitteilung von Versagungsgründen 

Ihr Schreiben vom 23.02.2022, RO-2020-171654/21-Gro 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Gemeinderat der Gemeinde Ort im Innkreis hat sich mit Ihrer o. a. Mitteilung von 

Versagungsgründen zur Überarbeitung der Gesamtüberarbeitung des Flächenwidmungsplanes in 

seiner Sitzung am 24.03.2022 auseinandergesetzt und nimmt wie folgt dazu Stellung: 

 

Flächenwidmungsteil: 

 

Änderung FWP Nr. 20: 

„Der Schutzzweck des Grünzuges ist in der Legende zu umschreiben“ 

 

Die Pläne wurden von unserem Ortsplaner TEAM M neu überarbeitet und diesbezüglich ergänzt. 

 

Änderung FWP Nr. 23: 

Im Hinblick auf die grundsätzlich geltenden Festlegungen für sogenannte Sternchenbauten, deren 

bebaubare Fläche in der Regel unter 1.000 m² beträgt, läuft dieser Antrag den gesetzlichen 

Rahmenbedingungen zu wider. 

Eine Erweiterung der bebaubaren Fläche um ca. 300 m² kann aus fachlichen Gesichtspunkten in 

Berücksichtigung einer flächensparenden Grundinanspruchnahme nicht nachvollzogen werden, 

zumal beim Lokalaugenschein festgestellt wurde, dass es sich hier offensichtlich um eine KFZ-

Werkstätte bzw. KFZ-Servicebetrieb im „Dorfgebiet“ handelt, was widmungsrechtlich nicht 

zulässig ist. 
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Zur Beurteilung dieser Änderung wurde der Amtssachverständige Herr Ing. Zotscher vom 

Bezirksbauamt Ried im Innkreis beigezogen. Dazu wurde folgende Niederschrift verfasst: 

 

 

NIEDERSCHRIFT 
aufgenommen am 04. März 2022 im Gemeindeamt Ort im Innkreis 

Gegenstand: Bautechnische Beurteilung der Baulichkeiten beim Anwesen Aichberg Nr. 21 im 

Zusammenhang mit den Ausführungen zur Gesamtüberarbeitung des 

Flächenwidmungsplanteiles Nr. 4 des Amtes der OÖ Landesregierung, 

Direktion für Landesplanung, wirtschaftliche und ländliche Entwicklung, 

Abteilung Raumordnung vom 23.02.2022. 

Beteiligte: VB Angela Schmidbauer 

  Ing. Harald Zotscher, Bezirksbauamt Ried im Innkreis 

Mit o. zitiertem Schreiben wurden der Gemeinde Versagungsgründe für die Gesamtüberarbeitung 

mitgeteilt. Insbesondere betrifft dies die Änderung Nr. 23 sowie die abschließende Bemerkung 

hinsichtlich geplanter Änderungen bei bereits bestehenden Bauwerken und Anlagen. Der 

bautechnische Sachverständige wird daher um eine fachliche Beurteilung gebeten und nach 

Durchführung eines Lokalaugenscheines ergeben sich nachstehende Feststellungen: 

Beim gegenständlichen Anwesen Aichberg Nr. 21 handelt es sich um ein bestehendes Wohn- und 

Betriebsgebäude. Im Betrieb ist eine KFZ-Servicestation untergebracht. Nach Durchsicht sämtlicher 

Bauakte ergibt sich nachstehender chronologischer Ablauf der bisherigen Genehmigungen der 

Liegenschaft Aichberg Nr. 21: 

1. Der Altbestand geht ursprünglich auf das Jahr vor 1926 zurück. In der Häuserchronik der 

Gemeinde Ort im Innkreis ist als Kaufjahr 1926 angeführt. Über den Altbestand sind keine 

Bauakte vorhanden.  

2. Mit Bescheid vom 02.07.1991 wurde der Um- und Zubau des bestehenden ehemaligen 

landwirtschaftlichen Gebäudes baubehördlich bewilligt. 

3. Mit Bescheid vom 18.04.1996 wurde die Errichtung eines Nebengebäudes baubehördlich 

bewilligt.  

4. Mit Bescheid vom 18.04.1996 wurde die Errichtung einer Ölfeuerungsanlage baubehördlich 

bewilligt.  

5. Die Änderung des Verwendungszweckes von einer Garage in eine gewerblich genutzte 

Werkstätte für Servicearbeiten und die Errichtung eines Nebengebäudes wurden bei der 

Baubehörde am 29.01.2004 angezeigt. 

6. Mit Schreiben vom 30.09.2005 wurde die Errichtung einer Servicestation für Kraftfahrzeuge 

und teilw. Abbruch der best. Garage baufreigestellt.  

7. Mit Bescheid vom 20.07.2007 wurde die Aufstockung der mit 30.09.2005 baufreigestellten 

Servicestation und der best. Flachdachgarage baubehördlich bewilligt. 

8. Mit Schreiben vom 27.12.2007 wurde der Einbau einer Holzheizungsanlage bei der 

Baubehörde angezeigt.  

9. Der Anbau eines Wintergartens wurde der Behörde mit Schreiben vom 10.10.2009 

angezeigt.  

10. Der Ausbau des Dachraumes und die Ansetzung eines Balkons beim bestehenden Wohn- 

und Betriebsgebäude wurde bei der Baubehörde am 25.02.2012 bei der Baubehörde 

angezeigt. 

11. Mit Bescheid vom 27.07.2017 wurde die Änderung des Verwendungszweckes durch die 

Erweiterung der best. Servicewerkstätte um eine Prüfhalle für § 57 a KFG baubehördlich 

bewilligt.  

12. Mit Bescheid vom 04.08.2020 wurde der Abbruch eines Schutzdaches und die Errichtung 

eines Schutzdaches baubehördlich bewilligt. 
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Zur Verdeutlichung wurden die Positionsnummern 1 – 12 in einer Mappendarstellung eingetragen. 

Daraus ist ersichtlich, dass sämtliche Gebäude und Gebäudeteile einen baurechtlichen Konsens 

verfügen. Die Errichtung der KFZ-Servicestation erfolgte in den Jahren 2004 und 2005 und 

entsprechend der damals gültigen Betriebstypenverordnung 1997 Punkt 14 war die Errichtung eines 

Service- und Wartungsbetriebes in der Widmungskategorie Mischbaugebiet zulässig. In weiterer 

Folge wird auch auf die Bestimmungen des seinerzeit gültigen § 30 Abs. 6 OÖ ROG 1994 

verwiesen wonach Klein- und Mittelbetriebe, die die Umgebung nicht wesentlich stören im 

Grünland zulässig sind. In diesem Zusammenhang ist auch der seinerzeit gültige § 22 Abs. 2 letzter 

Satz maßgeblich und ist daher der Einbau eines Service- und Wartungsbetriebes in der 

Widmungskategorie „Dorfgebiet“ zulässig gewesen. In diesem Zusammenhang wird auch auf das 

Ergebnis einer Dienstbesprechung des Bezirksbauamtes Ried vom 14.01.2010 verwiesen; bei dieser 

wurde die Zulässigkeit eines Service- und Wartungsbetriebes in der Widmungskategorie Dorfgebiet 

und somit auch bei einem Sternchenhaus entsprechend den vorgenannten raumordnungsrechtlichen 

Bestimmungen für zulässig erklärt.  

Aus technischer Sicht ist die Zulässigkeit des gegenständlichen Service- und Wartungsbetriebes in 

der Widmung Sternchenhaus/Dorfgebiet zum Zeitpunkt der Genehmigungen jedenfalls als zulässig 

anzusehen. Erst durch die zu einem späteren Zeitpunkt vorgenommene Änderung der 

Betriebstypenverordnung sind Service- und Wartungsbetriebe nunmehr nur in der 

Widmungskategorie Betriebsbaugebiet zulässig. Für den bestehenden Betrieb ist aber von einem 

rechtmäßigen Konsens auszugehen und bei allfälligen Baumaßnahmen wäre somit die OÖ 

Grenzwertverordnung heranzuziehen. Nach Angabe des Liegenschaftseigentümers sind derzeit 

keine betrieblichen Baumaßnahmen beabsichtigt.  

Mit Bescheid vom 14.09.2005 wurde die Parzelle Nr. 251/2 zu einem Bauplatz erklärt. Die 

Bauplatzgröße betrug zum damaligen Zeitpunkt 999 m². Im Jahre 2008 erfolgte eine Verlegung der 

Eggerdinger Landesstraße und wurde die Landesstraße vom Anwesen Aichberg Nr. 21 abgerückt, 

um eine Verbesserung der Verkehrssituation zu erzielen. Durch den Geometer Schachinger erfolgte 

nach Fertigstellung eine Neuvermessung des Straßenverlaufes und dadurch kam es zu einer 

Hinzunahme der ursprünglichen Straßenfläche zur Parzelle Nr. 251/2; der ursprüngliche 

Straßenverlauf war direkt an das Wohnhaus Aichberg 21 angeschlossen. Die Hinzunahme erfolgte 

auf Grund des Liegenschaftsteilungsgesetzes und dadurch wurde die Bauplatzgröße auf die 

derzeitige Fläche von 1.239 m² erhöht.  

Die Bauplatzgröße entspricht somit nicht mehr der ursprünglichen Ausweisung im 

Flächenwidmungsplan. Hierzu ist auch festzuhalten, dass die vorgeschlagene Konfiguration eines 

Bauplatzes nicht mit dem Altbestand, welcher vor Erlassung des Flächenwidmungsplanes bereits 

bestand, übereinstimmt. Die im Flächenwidmungsplan vorgeschlagene Konfiguration eines 

möglichen Bauplatzes mit einer Fläche von 992 m² würde eine Durchtrennung des bestehenden 

Gebäudes bedingen und auch die baugesetzlichen Mindestabstände könnten bei Berücksichtigung 

der Konfiguration in keinster Weise eingehalten werden. Diesbezüglich wird auch auf den 

Änderungsplan Nr. 23 hingewiesen und ist dem Plan zu entnehmen, dass im südöstlichem 

Eckbereich des Gebäudes eine Gebäudetrennung vorgenommen werden müsste und der gesetzliche 

Mindestabstand zur westlichen Außenwand des seit dem Jahre 1926 bestehenden Gebäudes könnte 

nicht eingehalten werden. Es ist daher eine unbedingte Anpassung der Konfiguration an den 

rechtmäßigen Bestand der Liegenschaft im anstehenden Gesamtüberarbeitungsverfahren aus 

technischer Sicht vorzunehmen, da die vorgeschlagene Konfiguration aus baurechtlichen 

Bestimmungen nicht angewendet werden kann. Der Altbestand wurde offenbar bei der Erstellung 

des derzeit gültigen Flächenwidmungsplanes nicht berücksichtigt und eine Anpassung ist dringend 

erforderlich.  

Die Liegenschaft Aichberg Nr. 21 weist zwei Wohnungen auf. Der Antragsteller beabsichtigt die 

Errichtung eines privat genutzten PKW-Schutzdaches und einer anschließenden Gerätehütte 

nördlich des Anwesens vornehmen zu lassen und die vorgeschlagene Änderung Nr. 23 hat diesen 

Umstand bereits berücksichtigt. Im Schutzdach sollen privat genutzte Fahrzeuge der Mutter des 

Antragstellers, vom Antragsteller selbst und dessen Frau abgestellt werden. Die Liegenschaft selbst 

wird derzeit von 5 Personen bewohnt. Im Zuge der Vorerhebungen erfolgte auch eine 
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Rodungsmaßnahme um das Vorhaben Errichtung eines privaten PKW-Schutzdaches verwirklichen 

zu können. Durch die geplante Maßnahme wird sich die Bauplatzgröße geringfügig von 1.239 m² 

auf ca. 1.365 m² erhöhen. In fachlicher Hinsicht ist jedenfalls die bestehende Konfiguration des 

rechtsgültigen Bauplatzes aus dem Jahre 2008 für die Konfiguration der Sternchenfläche anzusehen. 

Somit ist bereits jetzt eine Überschreitung der empfohlenen Fläche von 1000 m² gegeben. Im 

Wirkungsbereich des Bezirksbauamtes Ried und in den auch von mir zu betreuenden Gemeinden 

sind etliche Fälle bekannt, bei denen die empfohlene Grenze von 1000 m² für Sternchenhäuser auf 

Grund der Konfiguration von Altbeständen sowie von geplanten Maßnahmen deutlich überschritten 

wird.  

Auf dem Grundstück befindet sich derzeit ein Metallcontainer, welcher als Bauteil in fachlicher 

Hinsicht sowie auch z. B. Baumaterial, Fertigteile, Holzbalken usw. anzusehen ist. Dieser Container 

soll in den geplanten Neubau des Schutzdaches mit Geräteraum integriert werden. Aus fachlicher 

Sicht ist daher von keinem Gebäude auszugehen, da der Container nur zwischengelagert ist. Die 

bereits vorliegende Entwurfsplanung für das beabsichtigte Schutzdach mit Geräteraum sieht auch 

die Integrierung des Containers vor. 

Die Errichtung der vorbeschriebenen Maßnahme ist der Baubehörde bereits seit dem Jahre 2016 

bekannt und wurde der Antragsteller bis dato auf die Gesamtüberarbeitung des 

Flächenwidmungsplanes vertröstet. Meinerseits erfolgte eine in Aussichtstellung einer positiven 

fachlichen Beurteilung, da aus meiner Erfahrung gegen eine geringfügige Vergrößerung von derzeit 

1.239 m² auf zukünftig 1.365 m² keine fachlichen Einwendungen bestehen.  

Aus fachlicher Sicht ist jedenfalls die vorgeschlagene Konfiguration der Änderung Nr. 23 zu 

begrüßen und die Notwendigkeit für die vorbeschriebene Baumaßnahme wird als notwendig und 

raumordnungsrechtlich zulässig erkannt (Original-Niederschrift anbei). 

 

Ergänzende Forderungen aufgrund der eingelangten fachlichen Stellungnahmen: 

 

Abteilung Wasserwirtschaft: 

Im vorliegenden Flächenwidmungsplan sind drei Trinkwasserschutzgebiete nicht dargestellt. Diese 

sind jedenfalls noch ersichtlich zu machen. 

 

Die Trinkwasserschutzgebiete wurden ebenfalls bei den neu überarbeiteten Plänen des TEAM M 

dargestellt. 

 

Baulandbilanz und Baulandbedarf: 

 

Die Baulandbilanz zum Flächenwidmungsplan Nr. 4 weist den vorliegenden Unterlagen zu Folge 

unverändert Baulandreserven im Ausmaß von ca. 21,29 ha bzw. rund 26 % aus (Wohngebiet 24 %, 

Dorfgebiet 21%). Inwiefern Maßnahmen zur Reduzierung der Baulandreserven ergriffen werden 

(zB Erhöhung der Erhaltungsbeiträge), ist den Unterlagen nicht zu entnehmen. 

Die (aus dem Vorverfahren) vorliegende Baulandbedarfsberechnung erfüllt aus fachlicher Sicht 

ansonsten unverändert nicht die Mindestanforderungen an eine nachvollziehbare 

Berechnungsmethode. Eine entsprechende Vertiefung der Grundlagenforschung wurde gefordert 

und liegt nicht vor. Da sich gegenüber dem Vorverfahren zudem (geringfügige) Änderungen 

ergeben haben und die Flächenbilanzen jedoch ident sind, ist auch eine Aktualisierung der 

Flächenbilanz vorzunehmen. 

Ungeachtet dessen ist aus fachlicher Sicht festzuhalten, dass im Zuge der Gesamtüberarbeitung 

lediglich drei zusätzliche Bauparzellen geschaffen werden. 

 

Zum ersten Absatz wird mitgeteilt, dass Herr AL Mittmannsgruber die Erhöhung der 

Erhaltungsbeiträge bereits plant und verschiedene Vorschläge bei den nächsten GR-Sitzungen auf 

der Tagesordnung stehen werden. Es ist unumgänglich die Beiträge zu erhöhen. Vorbehaltlich der 

Zustimmung des Gemeinderates werden diese Erhöhungen bis zum Ende des Jahres durchgeführt. 
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Bezüglich der Baulandbedarfsberechnung verweisen wir ebenfalls auf die neu überarbeiteten Pläne 

und den neuen Flächenbilanzen (anbei). 

 

Abschließende Bemerkungen: 

Der vorliegende Baulandsicherungsvertrag stellt keine geeignete Grundlage für eine entsprechende 

Sicherstellung einer zeitnahen Bebauung innerhalb des gesetzlichen Planungshorizonts sämtlicher 

Parzellen ab Rechtswirksamkeit der Änderung des Flächenwidmungsplanes dar. Im 

Baulandsicherungsvertrag ist lediglich die Verpflichtung zur Erwirkung einer rechtskräftigen 

Baubewilligung für ein Wohnhaus vorgesehen, nicht aber die zeitgerechte tatsächliche Bebauung. 

Darüber hinaus ist der Baulandsicherungsvertrag nicht unterfertigt.  

 

In der Baulandsicherungsvereinbarung befindet sich unter VI. folgender Passus: „Der Grundbesitzer 

verpflichtet sich im Fall der Umwidmung zum Verkauf der umgewidmeten Grundstücke innerhalb 

eines Zeitraumes von 5 Jahren ab Rechtskraft der Flächenwidmung, an jeweilige Interessenten. 

Diese Verpflichtung umfasst jeweils die Erwirkung einer rechtskräftigen Baubewilligung für ein 

Wohnhaus auf den gegenständlichen Grundstücken.“ Der Vereinbarung zwischen der Gemeinde 

Ort im Innkreis und Frau Christa Haslinger wurde nun der Zusatz für eine zeitnahe Bebauung 

zugefügt und im Gemeinderat ebenfalls in der Sitzung vom 24.03.2022 TOP 5 a) beschlossen. Die 

Unterschriften wurden unverzüglich eingeholt. Die Gemeinde weist außerdem darauf hin, dass für 

einen Nicht-Verkauf der Grundstücke innerhalb dieser 5 Jahre der Gemeinde die Möglichkeit eines 

Ankaufes der betroffenen Grundstücke eingeräumt wird. Eine Baubewilligung ist 5 Jahre gültig und 

es wird unter diesen Umständen eine Bebauung vorausgesetzt.  

 

Wie bereits im Vorverfahren angemerkt, sind bei einigen geplanten Änderungen bereits Bauwerke 

und Anlagen errichtet worden. Eine Auseinandersetzung mit dem zugrundeliegenden Konsens im 

Rahmen einer entsprechenden Grundlagenforschung ist dem Akt nicht zu entnehmen. Dabei darf 

insbesondere angemerkt werden, dass Änderungen eines Flächenwidmungs- oder Bebauungsplanes 

zu dem alleinigen Zweck, für eine rechtswidrige Bauführung nachdrücklich eine adäquate 

Grundlage zu schaffen, gleichheitswidrig sind (vgl. für Bebauungspläne VfSlg 12171/1989). 

 

Diesbezüglich wurde eine komplette Überprüfung aller Änderungen gemeinsam mit Herrn 

Kubernat vom TEAM M vorgenommen. Folgendes wurde festgestellt: 

 

Änderung Nr. 16 (Ranseder Christian und Yvonne, Ranseder Johannes) 

Es handelt sich hier um eine Baulandverlegung. Das auf dem gegenständlichen Bereich errichtete 

Wohnhaus wurde mit Baubewilligung vom 23.02.2006 (Rechtskraft) und das Carport mit einer 

Bauanzeige am 15.01.2008 bewilligt. 

 

 

Änderung Nr. 14: (Gattringer Gabriele) 

Es wurde hier eine Anpassung an den Bestand vorgenommen. Eine Baubewilligung für das 

Nebengebäude wurde am 01.04.1994 (Rechtskraft) erteilt. 

 

Änderung Nr. 17: (Partinger Manuel) 

Geringfügige Verlegung des Baulandes – das Wohnhaus wurde mit Baubewilligung vom 

28.07.2017 (Rechtskraft) bewilligt 

 

Änderung Nr. 18: (Gurtner Martina) 

Es wurde eine geringfügige Verlegung der bebaubaren Fläche vorgenommen. Die Werkstätte wurde 

mit Bewilligung vom 17.11.1958 (Rechtskraft) genehmigt. 

 

Änderung Nr. 19: (Niedermayer Ines und Alfred) 
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Hier wurde ebenfalls eine geringfügige Verlegung der bebaubaren Fläche vorgenommen. Der 

Umbau des Wohnhauses, den Ausbau des Dachgeschosses und die Errichtung eines Carports wurde 

mit Bewilligung vom 28.07.2010 genehmigt. Die Errichtung einer Gartenhütte wurde am 

12.06.2007 angezeigt und mit einer Baufreistellung genehmigt.  

 

Nach Rückfrage beim Land OÖ, Abt. Raumordnung, Herrn DI Mitterndorfer, wurde der 

Sachbearbeiterin Frau Schmidbauer telefonisch mitgeteilt, dass es nicht notwendig sei diese 

Bewilligungen der Stellungnahme beizulegen. Die Gemeinde Ort im Innkreis bestätigt jedenfalls 

die Auflage der angegebenen Bewilligungen beim Gemeindeamt. 

 

Die Gemeinde Ort im Innkreis bittet nach dieser Überarbeitung erneut um Genehmigung der 

Flächenwidmungsplan-Gesamtüberarbeitung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Der Bürgermeister: 

 

 

 

Walter Reinthaler 

 

 

Beratung: 
Es gibt keine Wortmeldungen der Gemeinderäte dazu. 
 
Beschluss: 
 
 
Antrag: Mein Antrag lautet diese Stellungnahme zu beschließen. Wer 

 sich diesem Antrag anschließt, bitte ich um ein Handzeichen. 
 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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a Baulandsicherungsvereinbarung Haslinger Christa 
 
Frau Haslinger hat um Umwidmung von Teilen der Grundstücke 507/1, 511, 510 und 
540/9 im Gesamtausmaß von 3.695 m² im Zuge der Gesamtüberarbeitung des 
Flächenwidmungsplanes angesucht. Wie bereits erwähnt, ist zum Zeitpunkt der 
Umwidmung eine unterzeichnete Baulandsicherungsvereinbarung erforderlich und sieht 
wie folgt aus: 
 
 

INFRASTRUKTURKOSTENBEITRAG – 
BAULANDSICHERUNGSVEREINBARUNG: 

 

 
abgeschlossen zwischen: 
 
 

1.) Gemeinde O r t  i m  I n n k r e i s , Ort im Innkreis Nr. 81, 4974 Ort im Innkreis, 

vertreten durch den Bürgermeister einerseits, im Folgenden kurz Gemeinde 

genannt, und 
 

 

2.) Frau Christa Haslinger (geb. Zweimüller), geb. am 27.02.1986, wohnhaft in 
Stött 2, 4974 Ort im Innkreis, im Folgenden kurz Grundeigentümer(in) genannt 
andererseits wie folgt: 
 

 

I. 
 
 
Dieser Vertrag beruht auf dem Gedanken der Einhebung eines 

Infrastrukturkostenbeitrages bzw. Baulandsicherungsbeitrages aus Anlass der 

Widmung von Flächen. Damit soll sichergestellt werden, dass einerseits die für 

die Bebaubarmachung von Grundstücken notwendige Infrastruktur für die 

Gemeinde weitgehendst kostenneutral geschaffen werden kann, wobei unter 

Infrastruktur Baumaßnahmen für Straßen, Wasserzufuhr und Kanäle verstanden 

wird. 
 

 

Im Hinblick  auf  die  von  der  Gemeinde  über  Wunsch  des  Grundeigentümers 

erfolgte Einleitung des Umwidmungsverfahrens der ihm gehörigen näher 

beschriebenen Liegenschaften wird nunmehr folgende privatwirtschaftliche 

Vereinbarung getroffen: 

 

II. 

Der Grundeigentümer ist Eigentümer der 

 

Teile der Grundstücke: 507/1, 511, 510 und das Grundstück Nr.  540/9   

EZ: 72 

Katastralgemeinde: Ort im Innkreis 
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Diese Grundstücke sind im derzeit wirksamen Flächenwidmungsplan Nr. 3 im 

Ausmaß von insgesamt ca. 3.695 m² (genaue Angabe erst nach Vermessung 

möglich) als Grünland ausgewiesen. Die Gemeinde beabsichtigt, diese 

Grundstücke im Folgenden kurz Vertragsobjekt genannt, im Rahmen der 

Gesamtüberarbeitung des Flächenwidmungsplanes als Bauland auszuweisen. 

Festgehalten wird, dass die Gemeinde nicht zu einer bestimmten Widmung des 

Vertragsgegenstandes im Umwidmungsverfahren verpflichtet  ist  und  diese  

Vereinbarung  keinen Einfluss auf die Gestaltung des Flächenwidmungsplanes in 

Bezug auf den Vertragsgegenstand hat. Der Grundeigentümer verpflichtet sich 

zu nachstehenden finanziellen Leistungen gegenüber der Gemeinde für den Fall, 

dass der Vertragsgegenstand in einem Einzeländerungsverfahren tatsächlich als 

B a u l a n d  ausgewiesen wird. Die Tatsache der Umwidmung der Grundstücke 

in Bauland ist somit Bedingung für die Wirksamkeit dieser privatrechtlichen 

Vereinbarung.  

 
 

III. 
 
 
Die Grundstücksteilung ist nach dem von einem beeideten Zivilgeometer zu 

erstellenden Parzellierung, jedenfalls aber im Einvernehmen mit der Gemeinde 

durchzuführen. Die zur Aufschließung notwendigen Grundstücksteile werden 

unentgeltlich und lastenfrei ins öffentliche Gut der Gemeinde abgetreten. 

 

Die Vertragsparteien halten fest, dass die Herstellung der für die Bebaubarkeit 

des Grundstückes notwendigen und zweckdienlichen Infrastruktur von der 

Gemeinde koordiniert wird und von der Gemeinde in ihrem Namen und auf ihre 

Kosten Bauunternehmen mit der Ausführung dieser Arbeiten beauftragt werden. 

Der Grundeigentümer verpflichtet sich deshalb, neben den gesetzlich 

vorgesehenen Aufschließungsbeiträgen auch einen Infrastrukturkostenbeitrag zu 

leisten. 
 

 

Die Vertragsparteien vereinbaren einen vom Grundeigentümer zu leistenden 

Infrastrukturbeitrag von EUR 8,00 pro m² Nettobauland. 

Die Nettobaulandfläche ergibt sich aus der Bruttobaufläche abzüglich öffentliches 
Gut und Nebenanlagen (zB Rückhaltebecken für Oberflächenwasser etc.) 
 

 

IV. 

 

Der Grundeigentümer verpflichtet sich, den Infrastrukturkosten- und 

Baulandsicherungsbeitrag von EUR 8 , 0 0  pro m² somit insgesamt 

v o r a u s s i c h t l i c h  c a .  EUR 30.000,00  binnen 2 Monaten ab Rechtskraft 

des Umwidmungsbescheides auf ein von der Gemeinde namhaft zu machendes 

Konto zu begleichen. 
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Zur Besicherung  der  diesbezüglichen  Zahlungsverpflichtung  des 

Grundeigentümers verpflichtet sich dieser, eine unwiderrufliche und mit dem 

Verzicht, auf jegliche Einwendungen zugunsten der Gemeinde ausgestellte 

Bankgarantie in Höhe der voraussichtlichen EUR 30.000,00 eines inländischen 

Kreditinstitutes in der Höhe des gesamten Infrastrukturkostenbeitrages binnen 8 

Tagen ab Vertragsunterfertigung zu übergeben, wobei die Bankgarantie eine 

Mindestlaufzeit von 3 Jahren ab Übergabe aufweisen muss. Die Rechtsgültigkeit 

des gegenständlichen Vertrages ist daher aufschiebend bedingt mit der 

fristgerechten Erbringung der vereinbarten Bankgarantie. Wird diese 

Bankgarantie binnen der vereinbarten Frist der Gemeinde nicht übergeben, so ist 

die gegenständliche Baulandsicherungsvereinbarung rechtsungültig. 
 

 

Die Gemeinde hat das Recht, diese Bankgarantie zur Einlösung zu bringen, 

sofern der Grundeigentümer die  unter Punkt IV. Zahlungsverpflichtung (2 Monate 

ab rechtskräftigen Umwidmungsbescheid) nicht nachkommt. Kommt der 

Grundeigentümer seiner Zahlungsverpflichtung fristgerecht nach, ist die 

Gemeinde  verpflichtet, diese Bankgarantie an den Grundeigentümer 

wieder zurückzustellen. 
 

V. 
 
 
Die Herstellung einer geeigneten Leerverrohrung für den Anschluss eines Netzes 

für Telekommunikation sowie die Beauftragung eines 

Stromversorgungsunternehmens mit der Errichtung des Stromversorgungsnetzes 

und des Anschlusses sämtlicher Baugrundstücke an das Stromleitungsnetz hat 

durch den Grundeigentümer zu erfolgen.  

Hinsichtlich des Kanal- und Wasserleitungsnetzes sowie der erforderlichen 

Verkehrsflächen befreit die Entrichtung des Infrastrukturkostenbeitrages den 

Grundeigentümer nur  von  de r  Zahlung der in der OÖ Bauordnung 

festgesetzten Verkehrsflächenbeiträge.  Die im Interessentenbeiträgegesetz oder 

anderen gesetzlichen Vorschriften angeführten Aufschließungskosten sind jedoch 

zu tragen. 
 

Alle mit der Errichtung dieser Urkunde entstehenden Kosten und allenfalls 
anfallende 

Spesen, Steuern und Abgaben werden vom Grundeigentümer getragen. 

 

VI. 

 

Der Grundbesitzer verpflichtet sich im Fall der Umwidmung zum Verkauf der 

umgewidmeten Grundstücke innerhalb eines Zeitraumes von 5 Jahren ab 

Rechtskraft der Flächenwidmung, an jeweilige Interessenten. Diese Verpflichtung 

umfasst jeweils die Erwirkung einer rechtskräftigen Baubewilligung für ein 
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Wohnhaus und die entsprechende zeitnahe Bebauung auf den gegenständlichen 

Grundstücken. 

 

Der Grundbesitzer bietet der Gemeinde hiermit hinsichtlich der künftigen 

Baugrundstücke ein Vorkaufsrecht nach Artikel 1072 ABGB an. Der Grundbesitzer 

erklärt hiermit unwiderruflich für sich und seine Rechtsnachfolger, dass jene 

Baugrundstücke auf denen die Verkaufsverpflichtung innerhalb von 5 Jahren ab 

rechtskräftiger Widmung nicht nachgekommen wird, der Gemeinde Ort im Innkreis 

zum Kaufpreis von EUR 147.800 (inklusive der Aufschließungskosten und 

Infrastrukturkostenbeitrag) angeboten werden. Diese kann das Angebot 

annehmen oder einen Dritten namhaft machen. Ansonsten wird die Verpflichtung 

zum Verkauf der übrigen Baugrundstücke um weitere 5 Jahre verlängert. Weiters 

ist im Falle der Ausübung des genannten Vorkaufsrechts das Kaufobjekt vom 

Grundbesitzer auf eigene Kosten vollkommen lastenfrei zu stellen und zu 

übergeben. Sollten diese beiden Optionen nichtschlagend werden, behält sich die 

Gemeinde das Recht vor, jene Grundstücke die nicht verkauft wurden, wieder rück 

zu widmen. 

 

VII. 
 
Sämtliche Rechte und Pflichten aus dieser Vereinbarung gehen auf die 

Rechtsnachfolger des Grundeigentümers über bzw. sind diese Rechte und 

Pflichten vom Grundeigentümer zu überbinden. 
 

Dieser Vertrag ist mit der Unterfertigung durch beide Vertragsparteien 

rechtswirksam. Festgehalten wird, dass diese Vereinbarung vom Gemeinderat 

der Gemeinde in der Sitzung vom 24.03.2022 genehmigt wurde. 

 

Diese Vereinbarung wird in einer Ausfertigung errichtet, wobei diese der 

Gemeinde zukommt. Der Grundeigentümer erhält eine einfache oder auf Wunsch 

beglaubigte Abschrift. 

 

Beide Vertragsparteien verzichten wechselseitig auf das Recht der Anfechtung 

dieser Vereinbarung wegen Irrtums, sowie wegen Verkürzung über die Hälfte des 

wahren Wertes. Sollte eine der Bestimmungen dieser Vereinbarung nicht 

rechtswirksam oder ungültig werden, so wird davon die Gültigkeit der restlichen 

Vereinbarung nicht berührt. Die Vertragspartner verpflichten sich vielmehr, 

anstelle der nicht rechtwirksamen Bestimmungen diese unverzüglich durch 

Regelungen zu ersetzen, die sowohl rechtsgültig sind als auch dem 

wirtschaftlichen Zweck der entfallenden Regelung bestmöglich entsprechen. 

 

Ort im Innkreis, am 24.03.2022 
 

  Bürgermeister  Christa Haslinger 
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Beratung: 
Die Pläne über die betroffenen Parzellen werden von BGM Walter Reinthaler für die 
Gemeinderäte zur Einsicht aufgelegt.  
 
 
Beschluss:  
 
Antrag: Mein Antrag lautet diese Baulandsicherungsvereinbarung. Wer 

 sich diesem Antrag anschließt, bitte ich um ein Handzeichen. 
 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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6. Beitritt LEADER Region Mitten im Innviertel 
 
Die Obfrau der LEADER-Region Andrea ECKERSTORFER u die Geschäftsführerin, Rita 
ATZWANGER stellen das Projekt LEADER-Region „Mitten im Innviertel“ vor. 
Im Frühjahr 2022 beginnt wieder eine neue Periode der LEADER Regionen. Die 
Gemeinde Ort/Innkreis ist seit 2008 nicht mehr Mitglied dieses Verbandes. Grund für den 
damaligen Austritt war, dass wir keinen Nutzen für die Gemeinde gesehen haben. Die 
Förderung von Projekten wurde schon in der letzten LEADER-Periode nach neuen 
Richtlinien beschlossen, was zur Folge hatte, dass es zu wesentlich mehr unterstützten 
Projekten in der Region gekommen ist. (siehe Folder) 
Der Beitritt für die Periode 2022-2028 würde pro Einwohner/HWS/Jahr mit EUR 1,60 
betragen. 
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Beratung: 
GR Bachmayer erkundigt sich, ob man nach Ablauf der Periode vom Verein austreten 
kann. Dies wird bejaht. GR Badergruber erkundigt sich ob die Initiative von der Gemeinde 
ausgeht oder beispielsweise von den Vereinen. Es wird alles in Zusammenarbeit mit 
LEADER geplant und ausgearbeitet. 
 
 
Beschluss: 
 
Antrag:  Ich stelle den Antrag, die Gemeinde Ort/Innkreis möge den Beitritt 

 zum Verein „Leaderregion Mitten im Innviertel“ für die Periode 
 2023-2027 zu den erläuterten Bedingungen (aktuell EUR 
 1,60/Einwohner mit Hauptwohnsitz/Jahr) und allfälliger 
 Verlängerung beschließen. Als Zeichen der Zustimmung ersuche 
 ich um ein Handzeichen. 

 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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7. Antrag TSV Ort – Ankauf Mähroboter – Ersuchen Kostenbeteiligung 
TOP wurde vor Eintritt in die Tagesordnung abgesetzt! 

 

 



  35 

 



  36 

 



  37 

 



  38 

 



  39 

 
 
 
Beschluss: 
k e i n   Beschluss – von TO abgesetzt 
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8. Sanierung Abwasserpumpwerk Freilinger Steuerung Angebot Fa. DOMA – 
Beschluss 

 
Das Pumpwerk und die Steuerung beim Abwasserpumpwerk „Freilinger“ ist bereits seit 
längerer Zeit störungsanfällig und es müssen die Pumpen immer wieder manuell in Betrieb 
geschaltet werden. 
Überdies entspricht die Steuerung seit Jahren nicht mehr den gesetzlichen Bestimmungen 
hinsichtlich den geforderten Schutzmaßnahmen für den Betrieb.  
Es wurde ein Angebot der Fa. DOMA eingeholt, da auch die Steuerung des HW-Schutzes 
und der künftigen WVA durch diese Firma errichtet wurde/wird und sie so kompatibel. 
Mit dem vorliegenden Angebot der Fa. DOMA würde das Pumpwerk dann mit den 
ebenfalls neu einzubauenden Schmutzwasserpumpen (TOP 12) dann wieder dem Stand 
der Technik und den gesetzlichen Bestimmungen hinsichtlich Arbeitnehmerschutz 
entsprechen. 
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Beratung: 
GR Badergruber hinterfragt, warum keine weiteren Angebote eingeholt wurden. AL 
Mittmannsgruber begründet dies, weil die Fa. DOMA sehr viele Projekte in der Umgebung 
durchführt und einen sehr guten Ruf genießt. Des Weiteren hat Ing. Hitzfelder dieses 
Angebot sehr positiv bewertet. GR Mayr merkt an, das auf Erhalt eines Skonto abgezielt 
werden soll. 
 
 
Beschluss: 
 
Antrag:  Mein Antrag lautet, den Auftrag für die Adaptierung der Steuerung 
 an die geltenden gesetzlichen Bestimmungen für das Pumpwerk 
 „Freilinger“ lt. vorliegendem Angebot idH. von EUR 21.935,05 inkl. 
 MwSt. an die Firma DOMA zu vergeben. Wer sich diesem Antrag 
 anschließt, den ersuche ich als Zeichen der Zustimmung um ein 
 Handzeichen. 
 
 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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9. Sanierung Abwasserpumpwerk Freilinger Pumpen Angebot Fa. pr tech – 
Beschluss 

 
Auch diese Auftragsvergabe betrifft das Pumpwerk „Freilinger“ – hier sollten die Pumpen 
aufgrund ihres Verschleißes ehestmöglich durch neue Schmutzwasserpumpen mit neuen 
Schneidwerken ausgetauscht werden.  
Nach Rücksprache mit sachkundigen Mitarbeitern des RHV entsprechen sowohl das 
Angebot hinsichtlich der Steuerung, als auch dieses für die Pumpen. Beide Firmen werden 
hinsichtlich ihrer Erfahrung bzw. der Qualität als zuverlässig und gut bezeichnet. 
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Beratung: 
Keine Wortmeldung bezüglich diesem TOP. 
 
 
Beschluss:  
 
Antrag: Mein Antrag lautet, den Auftrag für die notwendige 
 Ersatzbeschaffung von Schmutzwasserpumpen im Pumpwerk 
 „Freilinger“ an die Firma „pr tech GmbH“ lt. deren vorliegendem 
 Angebot idH von EUR 12.409,49 inkl. MwSt. zu vergeben. Als 
 Zeichen der Zustimmung ersuche ich um ein Handzeichen. 
 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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10. Überarbeiteter Wärmeliefervertrag zw. Christina Flotzinger u. Gemeinde für FF 
Zeughaus Osternach 

 
Der Wärmeliefervertrag für das Feuerwehrzeughaus Osternach zwischen der Familie 
Flotzinger, nunmehr vertreten durch Christina FLOTZINGER und der Gemeinde 
Ort/Innkreis wurde überarbeitet und liegt dem GV zur Beschlussfassung vor. Es handelt 
sich um einen Mustervertrag des Biomasseverbandes. Es wurden nur geringfügige 
Abänderungen zum Erstvertrag durchgeführt und gewisse Indexierungen angepasst. 
(Beilage) 
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Beratung: 
GR Flotzinger enthält sich aufgrund Befangenheit der Wortmeldung.  
 
 
Beschluss: 
 
Antrag:  Mein Antrag lautet, den vollinhaltlich vorliegenden u zur Kenntnis 

 gebrachten Vertrag „WÄRMELIEFERUNGSÜBEREINKOMMEN“ 
 zw. Christina FLOTZINGER und der Feuerwehr Osternach, bzw. 
 Gemeinde Ort/Innkreis die Zustimmung zu erteilen und ersuche 
 dazu um ein Handzeichen. 

 
 
Zustimmung: 12 Gemeinderäte 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: Christina Flotzinger wg. Befangenheit 
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11. Vereinbarung Kanalanschlussergänzungsgebühr Innviertler Teigwaren 
 
Wie auch bei anderen Betrieben üblich und in der Kanalgebührenordnung zulässig ist 
mit der Fa. Innviertler Eierteigwaren nach deren Erweiterung eine Sonder-Vereinbarung 
über die Entrichtung der Kanalanschlussergänzungsgebühr zu beschließen, die wie 
folgt aussieht. 
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Beratung: 
Bei der Berechnung der m² für den Nachlass steht im Raum, ob dabei der Altbestand auch 
eingerechnet wird. 
 
 
Beschluss: 
Dieser TOP wird von der TO bis zur Klärung abgesetzt. 
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12. Tauschvertrag Pfarre - Gemeinde 
 
Der Grundtausch zwischen der Pfarre Ort und der Gemeinde Ort im flächengleichen 
Ausmaß von 158m² auf den Parzellen 589/4 und 589/5 ist nun zur grundbücherlichen 
Erledigung bereit. Hierzu wurde vom Notariat Mag. Hauser Obernberg unter AZ 290/2016 
ein Tauschvertrag errichtet, der vom Gemeinderat zu beschließen ist. 
Die Kosten für die Errichtung des Vertrages und der Gebühren sind von beiden Parteien 
zu gleichen Teilen zu tragen. 
Dieser Tauschvertrag wird vollinhaltlich dem Gemeinderat zur Kenntnis gebracht. 
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Beratung: 
Keine Wortmeldungen der GR. 
 
 
Beschluss: 
 
Antrag: (2/3 Mehrheit?) Mein Antrag lautet, den vorliegenden und vollinhaltlich zur 

 Kenntnis gebrachten „Tauschvertrag“ zwischen der röm. 
 kath. Pfarrkirche Ort und der Gemeinde Ort, errichtet vom Notariat 
 Mag. Hauser Obernberg die Zustimmung zu erteilen und 
 ersuche dazu als Zeichen der Zustimmung um ein Handzeichen. 

 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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13. Zisternenförderung 
 
Der Bauausschuss hat sich für die Einführung einer Zisternenförderung ausgesprochen. 
Die Richtlinien für diese Förderung sind an jene anderen Gemeinden angeglichen und 
müssen vom GMR beschlossen werden. 
 

RICHTLINIEN 
der Gemeinde Ort im Innkreis 

1. Ziel der Förderung 
Die Gemeinde Ort im Innkreis fördert die Ausstattung von Wohngebäuden mit 
Regenwasseranlagen, um den Verbrauch hochwertigen Grund- und Quellwassers 
durch die Verwendung von Niederschlagswasser zu verringern. 
 
Auf die Auszahlung der gewährten Zuschüsse besteht kein Rechtsanspruch. Sie 
werden nur in dem Umfang ausbezahlt, soweit die dafür im Haushalt vorgesehenen 
Mittel nicht ausgeschöpft sind. 

 
2. Förderungsfähige Maßnahmen 

Gefördert wird die Ausstattung von Wohngebäuden (Ein- und Zweifamilienhäuser) 
mit Regenwasseranlagen. 
 
Regenwasseranlagen sind Einrichtungen, die über Dachflächen abgelaufenes 
Niederschlagswasser zur weiteren Verwendung im häuslichen Bereich sammeln, z. 
B. für die Gartenbewässerung, gegebenenfalls für die WC-Spülung. 
 
Förderungsfähig sind die folgenden, technisch geprüften Maßnahmen (Nr. 6): 

 Anschaffung, Bau und Installation eines Speichers einschließlich der 
erforderlichen Erdarbeiten; 

 Anschaffung und Installation eines separaten Leitungssystems (vom Dach 
über Speicher zu den Verbrauchsstellen), ausgeschlossen von der 
Förderung sind Dachrinnen und Fallrohre; 

 Anschaffung und Installation von technischen Bauteilen (z. B. 
Hauswasserautomat, Ventile, Hähne); 

 Umrüstung bestehender Erdöltanks und Abwassergruben, ausgenommen 
deren Anschaffungs- und Herstellungskosten. 

 
3. Die Förderung wird ausgeschlossen 

 Wenn für diese Maßnahme Mittel aus anderen Förderungsprogrammen 
bereits in Anspruch genommen werden; 

 Für bereits bestehende Anlagen; 

 Wenn die Maßnahme bereits begonnen wurde bzw. abgeschlossen ist. 
 

4. Förderungsgrundsätze 
Die Regenwasseranlagen sind nach etwaigen Richtlinien und Empfehlungen 
höherrangiger Behörden zu erstellen und zu betreiben. Weiterhin sind die 
einschlägigen Ö-Normen zu berücksichtigen. 
Arbeiten an der Trinkwasserinstallation (z. B. Trinkwassernachspeisung) sind 
ausschließlich von Fachfirmen durchzuführen. 
Bei der Materialwahl des Rohrleitungsnetzes sind aus Korrosionssgründen 
Kunststoffrohre empfehlenswert. 
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 Ergänzend gelten folgende Grundsätze: 

 Der Regenwasseranlagen darf nur von Dachflächen ablaufendes 
Niederschlagswasser zugeführt werden. Hofabläufe dürfen wegen der nicht 
auszuschließenden Verunreinigung nicht angeschlossen werden; 

 Niederschlagswasser ist ausschließlich für die WC-Spülung, evtl. zum 
Wäschewaschen und zur Gartenbewässerung zu nutzen. Weitere 
Entnahmestellen innerhalb des Hauses sind nicht zulässig. 

 Es sind sowohl Schwerkraftsysteme mit Hochbehälter als auch Systeme mit 
Druckerhöhungsanlagen förderungsfähig. 

 Der Überlauf der Speicher ist an die Kanalisation oder einer 
Versickerungsanlage (Mulde, Schacht) anzuschließen. 

 Brauchwasserleitungen sind dauerhaft zu kennzeichnen (Farbe, 
unterschiedliche Materialien), so dass ein späteres Vertauschen mit einer 
Trinkwasserleitung ausgeschlossen ist.  

 Verantwortlich für die Trinkwasserinstallation gemäß Trinkwasserverordnung 
ist der Haus- und Grundstückseigentümer. 

 
5. Zuschussempfänger 

Antragsberechtigt sind Grundstückseigentümer oder Erbbauberechtigte bzw., bei 
Eigentumswohnanlagen die Eigentümergemeinschaft, vertreten durch deren 
Verwalter. Der Antrag ist formlos zu stellen. 

 
6. Art, Umfang und Höhe der Zuschüsse 

Die Gemeinde Ort im Innkreis prüft, ob Maßnahmen technisch und wirtschaftlich 
sinnvoll sind und stellt die angemessenen, förderungsfähigen Kosten 
(Anschaffungs- und Baukosten einschließlich technischer Nebenkosten) fest. 
 
Der Zuschuss wird gemäß Nr. 8 nach Abschluss der Maßnahme und nach Vorlage 
der Schlussrechnung mit einem Fördersatz von € 50/m³ Nutzinhalt, max. € 500,00 
gewährt. 

 
 

7. Antragsverfahren 
Dem Antrag sind – soweit gefordert – folgende Unterlagen beizufügen: 

 Lageplan (Flurkarte 1:1000) 

 Grundriss des Gebäudes mit den vorhandenen und geplanten Anlagenteilen 
und Leitungen 

 Kostenplanerstellung 
 
Ferner ist zu beachten, dass ggf. bei größeren baulichen Veränderungen an der 
Grundstückentwässerung eine Baugenehmigung erforderlich sein könnte. 

 
8. Auszahlung der Zuschüsse und Abrechnung der Maßnahmen 

Die Auszahlung der Zuschüsse auf das im Antrag genannte Konto erfolgt nach 
Abschluss der gesamten Maßnahmen unter Vorlage sowie Prüfung der 
Schlussrechnung. Der Antragsteller hat die Schlussrechnung binnen 12 Monaten 
nach Abschluss der Arbeiten bei der Gemeinde Ort im Innkreis einzureichen. 

 
9. Prüfungsrecht 

Der Antragsteller ist verpflichtet, der Gemeinde Ort im Innkreis auf Verlangen 
jederzeit Auskünfte über die für die Gewährung und Belassung der Zuschüsse 
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maßgeblichen Umstände zu erteilen, eine Besichtigung der Anlage zu ermöglichen 
und der Behörde die entsprechenden Unterlagen vorzulegen. 

 
10. Abrechnung 

Bei Anlagen, die auch an die WC-Spülung, Waschmaschine, etc. angeschlossen 
sind, wird jährlich pauschal eine Abwassereinleitungsmenge von 10 m³ pro 
gemeldeten Bewohner in Rechnung gestellt. Es steht dem Betreiber frei einen 
niedrigeren Verbrauch über entsprechende Messeinrichtungen (eigener 
Wasserzähler) nachzuweisen. 

 
11. Inkrafttreten 

Diese Förderungsrichtlinien treten mit 01.01.2021 in Kraft. 
 
Beratung: 
GR Partinger macht auf die Änderung in den Richtlinien Punkt 11 mit Inkrafttretens Datum 
01.01.2022 aufmerksam. 
 
 
Beschluss:  
 
Antrag:  Mein Antrag lautet, die „Zisternenförderung“ lt vorliegenden und 

 vollinhaltlich zur Kenntnis gebrachten Richtlinien rückwirkend mit 
 1.1.2022 zu beschließen. Als Zeichen der Zustimmung ersuche 
 ich um ein Handzeichen. 

 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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14. Antrag FPÖ Ort „Resolution Gemeinderat“ betr. Eindämmung Energiekosten 
 
Aufgrund der nicht nachvollziehbaren Erhöhung der Energiekosten und damit 
verbundenen existenzbedrohenden Belastungen für unsere Bevölkerung soll es für die 
Bürger/innen in Österreich zu einer spürbaren Entlastung durch Maßnahmen der 
Regierung kommen. Dazu soll nachfolgend angeführte Resolution an die österreichische 
Bundesregierung beschlossen werden. 
 

Resolution des Gemeinderates der Gemeinde 
 Ort im Innkreis an die Bundesregierung 

 
 
 

Spürbares Entlastungspaket zur Eindämmung der hohen Energiekosten 
 
 
Die Bundesregierung wird aufgefordert, ein spürbares Entlastungspaket zu schnüren, um die massiv 
gestiegenen Energiekosten einzudämmen. 
 
Begründung:  
 
In den vergangenen Monaten sind die Energiekosten drastisch gestiegen. Die äußerst volatilen 
Energiemärkte zeigten seit November 2021 einen Kostenanstieg um 26,3 Prozent zum 
Vergleichszeitraum des Vorjahres. Im Detail bedeutet das eine Steigerung der Preise bei Heizöl um 
64,5 Prozent, bei Strom um 10,2 Prozent, bei Brennholz um 9,1 Prozent und bei Gas um 20,4 Prozent. 
Die höchste Inflation seit rund 30 Jahren verschärft diese Situation. 
 
Zusätzlich belastend wirken sich die kriegerischen Auseinandersetzungen in der Ukraine aus. 
Wirtschaftsexperten gehen davon aus, dass die Inflationsrate im Zuge des Krieges und wegen 
Russlands wichtiger Rolle als Energielieferant zumindest kurzfristig noch weiter steigen wird. 
 
Vor allem Privathaushalte sowie Klein- und Mittelunternehmen sind dadurch mit massiven 
Mehrbelastungen konfrontiert. Hinzu kommt die kürzliche Änderung des § 80 des 
Elektrizitätswirtschaftsgesetzes (ElWOG), wonach Stromversorgern eine Preiserhöhung in bestehenden 
Verträgen ermöglicht wurde. Auch der VKI kritisierte das bereits heftig.   
 
Energie- und Lebenserhaltungskosten dürfen nicht zur Armutsfalle für die heimische Bevölkerung 
werden. Darum wird die Bundesregierung ersucht, rasch und unkompliziert Entlastungsmaßnahmen 
umzusetzen. Vorschläge hierfür sind unter anderem der temporäre Verzicht auf die Mehrwertsteuer 
für Energieleistungen, Preisobergrenzen bei Treibstoffen, erhöhter Heizkostenzuschuss sowie die 
Neubeurteilung der gesetzlichen CO2-Bepreisung. 
 

 
Hochachtungsvoll 
 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde 4974 Ort im Innkreis 
 
 
Antragsteller: FPÖ Ort im Innkreis 
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Beratung: 
GR Mayr merkt an, das er der Meinung ist, die Regierung wird Maßnahmen setzen um die 
Energiekosten einzudämmen. Er hält eine Resolution für unnötig. 
 
 
Beschluss: 
 
Antrag:  Der Antrag der FPÖ lautet: 
  Der Gemeinderat der Gemeinde Ort/Innkreis möge die 

 vorliegende und vollinhaltlich zur Kenntnis gebrachte Resolution 
 „Eindämmung Energiekosten“ zur Weiterleitung an die 
 österreichische Bundesregierung beschließen. Als Zeichen der 
 Zustimmung ersuche ich um ein Handzeichen. 

 
Zustimmung: 11 Gemeinderäte 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: Felix Ecker und Hans Jürgen Watzinger 
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15. Antrag Grüne Aufhebung GR Beschluss Ausstieg aus Wirtschaftspark 
 
Die Fraktion der Grünen hat nachfolgenden Antrag zur Aufnahme in die Tagesordnung mit 
eingebracht. 

 
 
 
Beratung: 
Der TOP wird vor Eintritt in die TO von der TO abgesetzt. 
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16. Allfälliges 
 

 Bericht Bau WVA, Fiberservice kein Interesse 

 Info Gespräch LR Kaineder WV Eberschwang-Ort-Osternach 

 Info Leitner Brücke – KV Gutachten Statiker Ist-Zustand EUR 19.200,- 

 Stand FF-Zeughaus Sanierung/Neubau - Pfarrmusik 

 Anfrage Arco Zinneberg Weg entlang der Antiesen bis St.Martin – 
Frahhammer-Brücke 

 Ball der Oberösterreicher am 21.5. in Wien - Karten 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
BGM Walter Reinthaler schließt die Sitzung um 21:52 Uhr. 


